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Dr. Richard Bremer (Bonn) 

Die Zeit arbeitet für die deutsche Landwirtschaft 
(CEA) In "der Bundesrepublik haben sich, 

grob gesehen, zwei agrarpoii tische Fronten 
herausgebildet. Die eine wird repräsentiert 
durch dre politischen Parteien, dem Bundes­
tag, der Bundesregierung und dem landwirt­
schaftlichen Berufsstand, geführt vom Deut­
schen Bauernverband. Auf d e r  anderen Seite 
befindet sich ein kleiner, aber einflussreicher 
Kreis von Universitätsprofessoren; dazu kom­
men bestimmte W'irtschaftskreise, und ausser­
dem sind in diesem Lager viele Zeitungen, 
Zeitschriften und Faoh'blätter. 

Der bäuerliche Berufsstand und die offizielle 
Agrarpolitik stimmen in einer Reihe von 
Grundauffassungen' überein, wenngleich der 
Berufsstand manchmal der  Ansicht ist, die 
praktische Durchführung de r  erklärten Agrar­
politik lasse zu wünschen übrig. Nach der  Re­
gierungserklärung ist diese Agrarpolitik be­
strebt, möglichst viele «elbständige Existenzen 
auf dem Lande zu erhalten. Das klingt überein 
mit der gesamten Mittelstandspolitik. Es ist 
aber in de r  Regierungserklärung auch über den 
Charakter «der Landwirtschaft e twas  gesagt; 
denn in ihr ist niedergelegt, dass das Gesicht 
der deutschen Kulturlandschaft durch eine in­
tensive Landwirtschaft geprägt sein soll. 

Vor dem Deutschen Bundestag liegt ein Ge­
setzesentwurf über die Sicherung der Versor­
gung mit Erzeugnissen der  Ernährungs- und 
Landwirtschaft sowie der Forst- und Holz-
wirtschaft. Ohne Zweifel wäre die Bundesrepu­
blik nicht fähig, sich eu verteidigen, wenn sie 
das landwirtschaftliche Potential nicht weit­
gehend ausschöpft, denn die Versorgung der 
Bevölkerung in Zeiten internationaler Span­
nungen wird durch einen hohen Grad der 
Selbstversorgung wesentlich erleichtert. Die In-
landserzeugung deckt  zur Zeit e twa siebzig 
Prozent des Verbrauches von Nahrungsmitteln; 
der Rest muss eingeführt werden. 

Auf der Seite de r  Agrarpolitik, die  möglichst 
viele selbständige Existenzen in d e r  Landwirt­
schaft erhalten will, stehen die Tatsachen des 
Lebens, Sie besagen, daiss die Produktion ge­
braucht wird und  nicht heruntergedrückt wer­
den darf. Sie besagen weiter, dass in de r  Land­
wirtschaft im grossen u n d  ganzen kein nen­
nenswerter Ueberschuss an  Arbeitskräften 
mehr besteht; im Gegenteil herrscht in den 
Betriebsgrössenklassen über  10 h a  ein emp­
findlicher Mangel a n  Arbeitskräften, de r  sich 
noch dadurch verstärken wird, dass  die Ab­
wanderung weitergeht umid für die  älteren 
Kräfte kaum noch d e r  jüngere Ersatz in  genü­
gender Breite nachrückt. Wieweit aus der 
Grössenklasse zwischen 2 und 10 h a  noch Ar­
beitskräfte frei werden, muss die Zukunft leh­
ren. Der Sog der Industrie ist schon in den 
letzten Jahren sehr staitk gewesen, und  die 
Betriebe unter 10 h a  halben bereits 1,2 Mio 
Vollarbeitskräfte verloren. 

Die Gegenseite alber erklärt, es nvüssten 
noch 600 000 <baw. 900 000 Vollarbeitskräfte die 
bundesdeutsche Landwirtschaft verlassen, und 
der Bestand der  Bauernhöfe müsse von etwa 
1.2 Mio Betrieben auf 200 000 bis 300 000 zu-

Liechtensteinfscher Regierungsbesuch 
In Chur 

Wie uns der Pressedienst der f. Regierung 
mitteilt, folgten die Herren Regierungschef Dr. 
Gerard Batliner, Viize-Regienungschef Josef 
Büchel und Alt-Regienungsohef Dr. Alexander 
Prick gestern einer Einladung der Regierung 
^es Kantons Graulbünden nach Chur. Um zirka 
y/30 Uhr /wurden die Gäste vom Kleinen Rat 

Kantons Graubünden im Regierungsge-
"äude empfangen. Nach dem Empfang fand ein 
gemeinsames Mittagessen statt. 

sammenschmelzen. Die Grundlage dieser An­
schauungen bildet neuerdings das sogenannte 
Professoren-Gutachten, das Mitte Oktober 1962 
der deutschen Oeffentlichkeit übergeben wor­
den ist. Es handelt sich u m  ein gemeinsames 
Gutachten von acht Professoren, von denen 
vier von Bundesminister Schwarz berufen wur­
den, während die anderen vier wirtschaftswis­
senschaftliche Berater der  EWG-Kommission 
in Brüssel sind. Das Gutachten hatte zu unter­
suchen, wie eine Senkung der  Agrarpreise im 
Rahmen d e r  EWG-Politik auf die Einkommens­
verhältnisse d e r  Landwirtschaft in der  Bundes­
republik Deutschland wirken würde. Im Mittel­
punkt steht dabei der Getreidepreis. Das Gut­
achten ha t  bestätigt, dass dieser der Schlüssel 
des Agrarniveaus überhaupt ist, und ha t  ausser­
dem festgestellt, dass die Verluste, die der 
deutschen Landwirtschaft durch eine Senkung 
des deutschen Getreidepreises auf ein mittleres 
EWG-N.iväau entstehen würden, nicht etwa 
durch eine Verstärkung der  Veredelungswirt­
schaft wieder wettgemacht werden könnten. 

Diese Feststellungen sind sehr positiv zu 
werten: Das Gutachten macht aber  den Fehler, 
dass es eine Senkung des deutschen Getreide­
preisniveaus für unausweichlich erklärt. Damit 
begibt es sich auf das politische Feld, und diese 
politische Stellungnahme für die Wünsche der 
EWG-Kommission ist es, die in der deutschen 
Landwirtschaft mit Recht grosse Erregung her­
vorgerufen hat. 

Die deutsche Landwirtschaft ist ein Teil der 
deutschen Gesamtwirtschaft. Ihre Unkosten, 
die Höhe ihrer Löhne und die Preise für ihre 
Produktionsmittel werden nicht von ihr selbst 
bestimmt, sondern ihr von der übrigen Wirt­
schaft und dem allgemeinen Lebensstandard in 
der Bundesrepublik auferlegt. Es ist undenk­
bar, dass die deutsche Landwirtschaft beson­
ders billig sein könnte; denn  die Bundesrepu­
blik ist innerhalb de r  EWG das Land mit den 
höchsten Löhnen und den  kürzesten Arbeits­
zeiten. Es ist ausgeschlossen, dass etwa die 
deutsche Löhnhöhe auf eine mittlere EWG-Linie 
heruntergedrückt und  die durchschnittliche Ar­
beitszeit wieder verlängert werden könnte. 
Hier ist von de r  mittleren Linie keine Rede. 
Die deutsche Landwirtschaft hat 'bisher zwar 
infolge ihrer unzureichenden Einkommen in­
nerhalb der  Bundesrepublik auf einer der un­
tersten Sprossen de r  sozialen Stufenleiter ge­

standen, aber sie war noch nicht unter  den 
Rahmen der deutschen Gesamtwirtschaft her­
untergedrückt, Sie sieht nicht ein, weshalb sie 
als einziger Stand absteigen soll, während alle 
anderen erwarten, dass die EWG ihnen auf die 
Dauer Vorteile bringen wird. Die EWG strebt 
die stetige Besserung der  Lebens- und Beschäf­
tigungsbedingungen ihrer Völker als wesent­
liches Ziel an. Die deutsche Landwirtschaft 
vermag nicht einzusehen, weshalb das nicht 
auch für sie gelten soll. 

In voller Uebereinstimmung mit Bundeser­
nährungsminister Werner Schwarz steht die 
deutsche Landwirtschaft daher auf dem Stand­
punkt, dass ihr Getreidepreis nicht gesenkt 
weiden darf. Würde das plötzlich geschehen, 
müssten schwere Erschütterungen die Folge 
sein, und man würde in der Bundesrepublik 
Bauernunruihen bekommen, wie sie bisher noch 
nicht zu verzeichnen waren. Die deutsche Land­
wirtschaft hält einen anderen Weg für gangbar, 
nämlich den, dass das deutsche Getreidepreis­
niveau erhalten bleibt, und dass sich die an­
deren Länder ihm allmählich annähern. Sie 
glaubt, dass die Zeit für sie arbeitet. Da die 
Löhne und Sozialleistungen nur  nach oben an­
geglichen werden können, werden zwangsläu­
fig in den gegenwärtigen Niedrigpreisländern 
die Unkosten steigen, so _dass auch sie ihre 
Preise erhöhen müssen. Der vom Deutschen 
Bauernverband vorgeschlagene Weg des all­
mählichen Angleichens nach oben dürfte der­
jenige sein, der den Gegebenheiten des wirk­
lichen Leibens am besten gerecht wird. Es wird 
hierum aiber in Deutschland ausserordentlich 
schwere Kämpfe geben, denn in der Oeffent­
lichkeit ha t  die Seite Oberhand, die laut und 
sensationell verkündet, wir hätten zuviel 
Bauern in de r  Bundesrepublik, die Lösung der 
Agrarfrage liege im Ausscheiden der kleinen 
Höfe und im Uebergang zu grösseren Betriebs­
einheiten. 

In der Bundesrepublik ist die Substanz der 
Familienbetriebe bedroht. Das ist eine Tat­
sache, die nicht nur die deutschen Bauern et­
was  angeht, sondern die gesamte Landwirt­
schaft im freien Teil Europas. Das COPA, der 
Zusammenschluss der landwirtschaftlichen be­
rufsständischen Organisationen in der  EWG, 
ha t  sich für die allmähliche Annäherung an  
das deutsche Preisniveau erklärt. Das Bauern­
tum Europas sollte sehr aufmerksam die agrar-
politischen Vorgänge in der Bundesrepublik 
verfolgen, denn sie sind bezeichnend für die 
Schwierigkeiten, in der modernen Industrie­
gesellschaft Gerechtigkeit für die Landwirt­
schaft zu erreichen. L.I. 

Wichtige Rundfrage an das Handelsgewerbe 
Alle Handelstreibenden des Landes sind im 

Laufe dieser Woche aufgefordert worden, zur 
Frage des Ladenschlusses Stellung zu nehmen. 

Von den eingehenden Antworten wird es 
weitgehend abihängen, wie eine kommende 
Ladenschlussordnung aussehen wird. 
Folgende Fragen sind zu beantworten: 

1. Sind Sie mit den derzeit geltenden La-
denschlusszeiten aim Abend 
Sommer 19.00 Uhr - Samstag 18.00 Uhr 
Winter 18.30 Uhr - Samstag 17.30 Uhr 
zufrieden und einverstanden? Ja oder Nein. 

2. Sind Sie für eine einheitliche, das ganze 
Land umfassende und das ganze Jahr geltende 
Einführung eines freien Halbtages, auch im 
Weihnachtsmonate und während der Ausver­
käufe? Ja oder Nein. 

3. Wenn Sie den freien Halbtag bejahen, 
sind Sie für Dienstagnachmittag oder Donners-
tagnachmittag? 

4. Sind Sie dafür, dass im Weihnachtsmonate 
neben den zwei letzten Sonntagen vor Weih­
nachten auch Maria Empfängnis (8. Dezember) 
offen gehalten werden soll? Ja oder Nein. 

5. Sind Sie dafür, dass am Heiligabend und 
am Silvesterabend um 16.30 Uhr geschlossen 
wird? Ja oder Nein. 

6. Ziehen Sie unter Umständen die volle 
Freigabe der Ladensohiliusszeiten und auch die 
Auflassung des freien Haibtages einer gesetz­
lichen Regelung vor, sodass in Zukunft jeder­
mann offen halten kann wie er will, ausser an 
Sonn- und Feiertagen? In diesem Falle würden 
nur die Arbeitszeiten der Angestellten gere­
gelt, unter Einführung eines freien Haibtages 
nur für diese. Ja oder Nein. v 

Die bisher eingetroffenen Antworten zeigen 
mit überwältigender Mehrheit, dass eine La­
denschlussordnung gewünscht wird und dass 
die bisherigen Zeiten entsprechen und dass 
auch ein freier Halbtag verlangt wird. Die 
Geschäftsstelle der Gewerbegenossenschaft er­
wartet, dass alle angeschriebenen Geschäfte 
bis 31. 1. ihre Stellungnahme bekannt geben, 
damit ein Gesamtbild gewonnen werden kann. 

Ein Geschäftsmann aus dem Unterlande 
legt dem ausgefüllten Fragebogen folgende 
Bemerkungen bei: 

Hierzu möchte ich noch ergänzend mittei­
len, dass ich schon mehr als ein Jahr als einzi­
ger in E. jeden Mittwochnachmittag geschlos­
sen halte, ebenso mittags von 12.15 bis 13.25 
Uhr. Audi abends seft Messe loh zur vorge­
schriebenen Zeit. Da mit den hiesigen anderen 

Gegenrecht? 
In wenigen Tagen ist der Termin zur Ein­

gabe de r  Pläne für die erste Baustufe des 
neuen Post- und Banikgebäudes in Vaduz ab­
gelaufen. 

Bekanntlich wurden für dieses Projekt auch 
Einladungen a n  7 Architekten, die nicht in 
Liechtenstein domiziliert und steuerpflichtig 
sind verschickt. Wie in Erfahrung gebracht 
werden konnte, ha t ten  diie liechtensteinischen 
Architekten bis heute noch nie die Möglich­
keit an  der Gestaltung eines öffentlichen Ge­
bäudes axvsserhalb unseres Landes mitzuwir­
ken. Sollte die getroffene Lösung vielleicht da­
zu dienen, dieses «Gegenrecht» für zukünftige 
öffentliche Bauten ausserhalb unseres Landes 
zu erreiohen? Kritikus 

Geschäftsleuten ü b e r  diesen Punkt nicht zu 
reden -ist, habe ich da s  eben allein eingeführt. 
Und das wird Sie sicher interessieren: Meine 
Kundschaft hatte sich sofort daran gewöhnt, 
und ich habe auch wegen dieser Ordung noch 
nie eine Reklamation von den Kunden erhalten. 
Ganz im Gegenteil, sie sehen das vollkommen 
ein, dass auch der Geschäftsinhaber keine Ma­
schine ist und seine Ruhezeil haben muss. Ich 
sehe nicht ein, warum sich die Gewerbetrei­
benden des ganzen Landes von einigen, die den 
Hals nie voll bekommen können, eine geradezu 
unmögliche Geschäftszeit aufdiktieren lassen 
sollen. Vielleicht merken diese dann, wenn 
alles geregelt ist, dass mit einer verkürzten 
Geschäftszeit genau gleich viel verdienen kann 
wie vorher. Eine einheitliche LadensehLuss-
ordnüng, die in  allen Nachbarländern schon 
längst selbstverständlich ist, müsste doch auch 
hier in Liechtenstein einzuführen sein. OB 

Das w a r  unserer Meinung ein sehr  zutreffen­
des  Wort. Es gilt nun, dass wir alle zusammen 
doch zu einer tragbaren und befriedigenden 
Lösung kommen, für die Kunden, für die Ange­
stellten im Handel und nicht zuletzt für die 
Geschäftsinhaber. 

Internationales Seminar für 
Betriebsführung im Waldhotel 

Am 24. und 25. Januar  1963 fand im Wald­
hotel in Vaduz ein Seminar für  die neuzeit­
lichen Verfahren der  Untersuchung, Planung 
und UeberwaChung d e r  Vorhaben und Abläufe 
im Unternehmen, insbesondere i n  der Textil­
industrie, statt. Der Veranstalter w a r  die 
Treuhandgesellschaft für Entwicklungsarbeiten 
in de r  Industrie m.b.H., Düsseldorf. Leiter und 
Hauptvortrageiwier war  Herr Dr.-Ing. Manfred 
Knayer, Stuttgart, d e r  erst  kürzlich aus Guate­
mala von einem Auftrag als Dozent und  Be­
rater zurückgekehrt war .  

Weitere Vortragende waren Herr Dr. Ger­
hart Bruakmann, Wien, und Herr Textil-Ing. 
Karl Heinz Vits, Fulda. 

Indes der Unternehmer früher seinen Betrieb 
mehr nacih Erfahrung und Gefühl leiten musste, 
stehen ihm heute zahlreiche zeichnerische und 
rechnerische Verfahren zur Verfügung, die es 
ihm erlauben, Schlüsse aus der Vergangenheit 
auf kommende Geschehnisse mit erhöhter Zu­
verlässigkeit zu ziehen, seine Vorhaben besser 
zu planen, den Bedarf an Material, Arbeits- und 
Masdiinenstunden mit hoher Genauigkeit zu 
exinitteln, die verfügbaren Mittel richtig aus­
zunutzen, den tatsächlichen Verlauf mit dem 
geplanten zu vergleichen und etwa nötige Ein­
griffe vorzunehmen. 

Diese Verfahren 9ind zum Teil erst wenig 
bekannt. Das Seminar hatte vor allem die Auf-


